
Stadt Oberkochen 

Ostalbkreis 

 

 

Satzung für die Freiwillige Feuerwehr Oberkochen 

 

Aufgrund von § 4 Gemeindeordnung für Baden-Württemberg (GemO) in der derzeit gül-

tigen Fassung in Verbindung mit § 6 Abs. 1 Satz 3 und Abs. 3, § 7 Abs.1 Satz 1, § 8 

Abs. 2 Satz 2 HS. 2, § 10 Abs. 2 Satz 1 und Abs. 3 Satz 1, § 18 Abs. 1 Satz 1 und Abs. 4 

des Feuerwehrgesetzes (FWG) in der derzeit gültigen Fassung hat der Gemeinderat der 

Stadt Oberkochen am 02.12.2019 die Satzung für die Freiwillige Feuerwehr (Feuerwehr-

satzung – FwS) beschlossen: 

 

Vorbemerkung: Die in dieser Satzung verwendeten Funktionsbezeichnungen in der 

männlichen Form gelten auch für Frauen. 

 

 

§ 1 

Name und Gliederung der Freiwilligen Feuerwehr 

 

(1) Die Freiwillige Feuerwehr Oberkochen, in dieser Satzung „Feuerwehr“ genannt, 

ist eine gemeinnützige, der Nächstenhilfe dienende Einrichtung der Stadt Ober-

kochen ohne eigene Rechtspersönlichkeit. 

 

(2) Die Feuerwehr besteht als Gemeindefeuerwehr aus 

a) der aktiven Abteilung 

b) der Altersabteilung 

c) der Jugendabteilung 

 

 

§ 2 

Aufgaben 

 

(1) Die Feuerwehr hat 

 

1. bei Schadenfeuer (Bränden) und öffentlichen Notständen Hilfe zu leisten und 

den Einzelnen und das Gemeinwesen vor hierbei drohenden Gefahren zu 

schützen und 

2. zur Rettung von Menschen und Tieren aus lebensbedrohlichen Lagen techni-

sche Hilfe zu leisten. 

 

Ein öffentlicher Notstand ist ein durch ein Naturereignis, einen Unglücksfall oder 

dergleichen verursachtes Ereignis, das zu einer gegenwärtigen oder unmittelbar 

bevorstehenden Gefahr für das Leben und die Gesundheit von Menschen und Tie-

ren oder für andere wesentliche Rechtsgüter führt, von dem die Allgemeinheit, 

also eine unbestimmte und nicht bestimmbare Anzahl von Personen, unmittelbar 

betroffen ist und bei dem der Eintritt der Gefahr oder des Schadens nur durch 

außergewöhnliche Sofortmaßnahmen beseitigt oder verhindert werden kann. 

 

(2) Der Bürgermeister kann die Feuerwehr beauftragen (vgl. § 10 Abs. 2, Nr. 17 der 

Hauptsatzung der Stadt Oberkochen) 

 

1. mit der Abwehr von Gefahren bei anderen Notlagen für Menschen, Tiere und 

Schiffe und 

2. mit Maßnahmen der Brandverhütung, insbesondere der Brandschutzaufklärung 

und - erziehung sowie der Brandsicherheitswache. 

 

 



§ 3 

Aufnahme in die Feuerwehr 

 

(1) In die Feuerwehr können aufgrund freiwilliger Meldung Personen als ehren-

amtlich Tätige aufgenommen werden, die 

 

a) das 17. Lebensjahr vollendet haben; sie dürfen erst nach Vollendung des 18. 

Lebensjahres an Einsätzen teilnehmen; 

b) den gesundheitlichen Anforderungen des Feuerwehrdienstes gewachsen sind, 

c) geistig und charakterlich für den Feuerwehrdienst geeignet sind; 

d) sich zu einer längeren Dienstzeit bereit erklären; 

e) nicht infolge Richterspruchs nach § 45 des Strafgesetzbuchs (StGB) die Fähig-

keit zur Bekleidung öffentlicher Ämter verloren haben; 

f) keinen Maßregeln der Besserung und Sicherung nach § 61 StGB mit Aus-

nahme der Nummer 5 (Entziehung der Fahrerlaubnis) unterworfen sind und 

g) nicht wegen Brandstiftung nach §§ 306 bis 306c StGB verurteilt wurden. 

Die Dienstzeit nach Nummer 4 soll mindestens 10 Jahre betragen. 

 

(2) Die Aufnahme in die Freiwilligen Feuerwehr erfolgt für die ersten zwölf Monate auf 

Probe. Innerhalb der Probezeit soll der Feuerwehrangehörige erfolgreich an einem 

Grundausbildungslehrgang teilnehmen. Aus begründetem Anlass kann die Probe-

zeit verlängert werden. Auf eine Probezeit kann verzichtet oder sie kann abge-

kürzt werden, wenn Angehörige einer Jugendfeuerwehr in die aktive Wehr über-

treten oder eine Person eintritt, die bereits einer anderen Gemeindefeuerwehr 

oder einer Werkfeuerwehr angehört oder angehört hat. 

 

(3) Bei Personen mit besonderen Fähigkeiten und Kenntnissen (§ 11 Abs. 4 FwG) 

kann der Feuerwehrausschuss im Einzelfall die Aufnahme abweichend von Absatz 

1 regeln sowie Ausnahmen von der Beendigung des ehrenamtlichen Feuerwehr-

dienstes nach § 4 Abs. 1 Nr. 5 und den Dienstpflichten nach § 5 Abs. 5 und 6 zu-

lassen. 

 

(4) Aufnahmegesuche sind schriftlich an den Abteilungskommandanten zu richten. 

Vor Vollendung des 18. Lebensjahrs ist die schriftliche Zustimmung der Erzie-

hungsberechtigten erforderlich. Über die Aufnahme auf Probe, die Verkürzung 

oder Verlängerung der Probezeit und die endgültige Aufnahme entscheidet der 

Feuerwehrausschuss. Neu aufgenommene Angehörige der Feuerwehr werden 

vom Feuerwehrkommandanten durch Handschlag verpflichtet. 

 

(5) Ein Rechtsanspruch auf Aufnahme besteht nicht. Eine Ablehnung ist dem Gesuch-

steller vom Bürgermeister schriftlich mitzuteilen. 

 

(6) Jeder Angehörige der Feuerwehr erhält einen vom Bürgermeister ausgestellten 

Dienstausweis. 

 

 



§ 4 

Beendigung des ehrenamtlichen Feuerwehrdienstes 

 

(1) Der ehrenamtliche Feuerwehrdienst in der Freiwilligen Feuerwehr endet, wenn 

der ehrenamtlich tätige Angehörige der Gemeindefeuerwehr 

 

a) die Probezeit nicht besteht; 

b) während oder mit Ablauf der Probezeit seinen Austritt erklärt; 

c) seine Dienstverpflichtung nach § 12 Abs. 2 FwG erfüllt hat; 

d) den gesundheitlichen Anforderungen des Feuerwehrdienstes nicht mehr ge-

wachsen ist; 

e) das 65. Lebensjahr vollendet hat; 

f) infolge Richterspruchs nach § 45 StGB die Fähigkeit zur Bekleidung öffentli-

cher Ämter verloren hat; 

g) Maßregeln der Besserung und Sicherung nach § 61 StGB mit Ausnahme der 

Nummer 5 (Entziehung der Fahrerlaubnis) unterworfen wird oder 

h) wegen Brandstiftung nach §§ 306 bis 306c StGB verurteilt wurde. 

 

(2) Der ehrenamtlich tätige Feuerwehrangehörige ist auf seinen Antrag vom Bür-

germeister aus dem Feuerwehrdienst in einer Einsatzabteilung zu entlassen, 

wenn 

 

a) er nach § 6 Abs. 2 Satz 1 in die Altersabteilung überwechseln möchte; 

b) der Dienst in der Einsatzabteilung aus persönlichen oder beruflichen Grün-

den nicht mehr möglich ist; 

c) er seine Wohnung in eine andere Gemeinde verlegt oder 

d) er nicht in der Gemeinde wohnt und er seine Arbeitsstätte in eine andere 

Gemeinde verlegt. 

 

In den Fällen der Nummern c und d kann der Feuerwehrangehörige nach Anhö-

rung des Feuerwehrausschusses auch ohne seinen Antrag entlassen werden. Der 

Betroffene ist vorher anzuhören. 

 

(3) Der Antrag auf Entlassung ist unter Angabe der Gründe schriftlich über den Ab-

teilungskommandanten beim Feuerwehrkommandanten einzureichen. 

 

(4) Ein ehrenamtlich tätiger Feuerwehrangehöriger, der seine Wohnung in eine an-

dere Gemeinde verlegt, hat dies binnen einer Woche dem Abteilungskomman-

danten oder dem Feuerwehrkommandanten anzuzeigen. Das gleiche gilt, wenn 

er nicht in der Gemeinde wohnt und er seine Arbeitsstätte in eine andere Ge-

meinde verlegt. 

 



(5) Der Gemeinderat kann nach Anhörung des Feuerwehrausschusses den ehren-

amtlichen Feuerwehrdienst eines Feuerwehrangehörigen aus wichtigem Grund 

beenden. Dies gilt insbesondere 

 

a) bei fortgesetzter Nachlässigkeit im Dienst; 

b) bei schweren Verstößen gegen die Dienstpflichten; 

c) bei erheblicher schuldhafter Schädigung des Ansehens der Feuerwehr oder 

d) wenn sein Verhalten eine erhebliche und andauernde Störung des Zusammen-

lebens in der Gemeindefeuerwehr verursacht hat oder befürchten lässt. 

 

Der Betroffene ist vorher anzuhören. Der Bürgermeister hat die Beendigung des 

ehrenamtlichen Feuerwehrdienstes durch schriftlichen Bescheid festzustellen. 

 

(6) Angehörige der Gemeindefeuerwehr, die ausgeschieden sind, erhalten auf Antrag 

eine Bescheinigung über die Zugehörigkeit zur Feuerwehr. 

 

 

§ 5 

Rechte und Pflichten der Angehörigen der Gemeindefeuerwehr 

 

(1) Die Angehörigen der Feuerwehr haben das Recht, ehrenamtlich tätigen Feuer-

wehrkommandanten, seinen Stellvertreter und die Mitglieder des Feuerwehr-

ausschusses zu wählen. 

 

(2) Die ehrenamtlich tätigen Angehörigen der Gemeindefeuerwehr erhalten nach 

Maßgabe des § 16 FwG und der örtlichen Satzung über die Entschädigung der 

ehrenamtlich tätigen Angehörigen der Gemeindefeuerwehr eine Entschädigung. 

 

(3) Die ehrenamtlich tätigen Angehörigen der Gemeindefeuerwehr erhalten bei Sach-

schäden, die sie in Ausübung oder infolge des Feuerwehrdienstes erleiden, einen 

Ersatz nach Maßgabe des § 17 FwG. 

 

(4) Die ehrenamtlich tätigen Angehörigen der Gemeindefeuerwehr sind für die Dau-

er der Teilnahme an Einsätzen oder an der Aus- und Fortbildung nach Maßgabe 

des § 15 FwG von der Arbeits- oder Dienstleistung freigestellt. 

 

(5) Die ehrenamtlich tätigen Angehörigen der Gemeindefeuerwehr sind verpflich-

tet (§ 14 Abs. 1 FwG) 

 

a) am Dienst- und an Aus- und Fortbildungslehrgängen regelmäßig und pünkt-

lich teilzunehmen; 

b) bei Alarm sich unverzüglich zum Dienst einzufinden; 

c) den dienstlichen Weisungen der Vorgesetzten nachzukommen; 

d) im Dienst ein vorbildliches Verhalten zu zeigen und sich den anderen An-

gehörigen der Feuerwehr gegenüber kameradschaftlich zu verhalten; 

e) die Ausbildungs- und Unfallverhütungsvorschriften für den Feuerwehrdienst 

zu beachten; 

f) die ihnen anvertrauten Ausrüstungsstücke, Geräte und Einrichtungen ge-

wissenhaft zu pflegen und sie nur zu dienstlichen Zwecken zu benutzen, und 

g) über alle Angelegenheiten Verschwiegenheit zu wahren, von denen sie im 

Rahmen ihrer Dienstausübung Kenntnis erlangen und deren Geheimhaltung 

gesetzlich vorgeschrieben, besonders angeordnet oder ihrer Natur nach erfor-

derlich ist. 

 



(6) Die Angehörigen der Einsatzabteilungen der Freiwilligen Feuerwehr der Gemein-

defeuerwehr haben eine Abwesenheit von länger als zwei Wochen dem Feuer-

wehrkommandanten oder dem von ihm Beauftragten rechtzeitig vorher anzu-

zeigen und eine Dienstverhinderung bei ihrem Vorgesetzten vor dem Dienstbe-

ginn zu melden, spätestens jedoch am folgenden Tage die Gründe hierfür zu 

nennen. 

 

(7) Aus beruflichen, gesundheitlichen oder familiären Gründen kann ein ehrenamt-

lich tätiger Angehöriger der Gemeindefeuerwehr auf Antrag vom Feuerwehr-

kommandanten vorübergehend von seinen Dienstpflichten nach Absatz 5 lit. a 

und b befreit werden. Unter den gleichen Voraussetzungen kann der Feuer-

wehrkommandant nach Anhörung des Feuerwehrausschusses auf Antrag 

Dienstpflichten nach Absatz 5 lit. a und b dauerhaft beschränken. 

 

(8) Ist ein ehrenamtlich tätiger Angehöriger der Gemeindefeuerwehr gleichzeitig 

Mitglied einer Berufsfeuerwehr, einer Werkfeuerwehr oder hauptamtlicher Feu-

erwehrangehöriger, haben die sich hieraus ergebenden Pflichten Vorrang vor 

den Dienstpflichten nach Absatz 5 lit. a und b. 

 

(9) Verletzt ein ehrenamtlich tätiger Angehöriger der Gemeindefeuerwehr schuld-

haft die ihm obliegenden Dienstpflichten, kann ihm der Feuerwehrkommandant 

einen Verweis erteilen. Grobe Verstöße kann der Bürgermeister auf Antrag des 

Feuerwehrkommandanten mit einer Geldbuße bis zu 1.000 Euro ahnden. Der 

Feuerwehrkommandant kann zur Vorbereitung eines Beschlusses des Gemein-

derats auf Beendigung des Feuerwehrdienstes nach § 4 Abs. 5 den ehrenamtlich 

tätigen Feuerwehrangehörigen auch vorläufig des Dienstes entheben, wenn an-

dernfalls der Dienstbetrieb oder die Ermittlungen beeinträchtigt würden. Der Be-

troffene ist vor einer Entscheidung nach den Sätzen 1 bis 3 anzuhören. 

 

 

§ 6 

Altersabteilung 

 

(1) In die Altersabteilung wird unter Überlassung der Dienstkleidung übernommen, 

wer nach § 4 Abs. 1 lit. c bis e und Abs. 2 lit. b bis d aus dem ehrenamtlichen Feu-

erwehrdienst in einer Einsatzabteilung ausscheidet und keine gegenteilige Erklä-

rung abgibt. 

 

(2) Der Feuerwehrausschuss kann auf ihren Antrag Angehörige der Feuerwehr, die 

das 50. Lebensjahr vollendet haben, unter Belassung der Dienstkleidung aus der 

Einsatzabteilung in die Altersabteilung übernehmen (§ 4 Abs. 2 Satz 1 lit. a). 

 

(3) Der Leiter der Altersabteilung und sein Stellvertreter werden von den Angehöri-

gen ihrer Abteilung (alle Altersgruppen) auf die Dauer von fünf Jahren in gehei-

mer Wahl gewählt und nach Zustimmung des Feuerwehrausschusses zu der Wahl 

durch den Feuerwehrkommandanten bestellt. Sie haben ihr Amt nach Ablauf ihrer 

Amtszeit oder im Falle ihres vorzeitigen Ausscheidens bis zum Dienstantritt eines 

Nachfolgers weiterzuführen. Sie können vom Gemeinderat nach Anhörung des 

Feuerwehrausschusses abberufen werden. 

 

(4) Der Leiter der Altersabteilung ist für die ordnungsgemäße Erfüllung der Aufgaben 

seiner Abteilung verantwortlich; er unterstützt den Feuerwehrkommandanten. Er 

wird vom stellvertretenden Leiter der Altersabteilung unterstützt und von ihm in 

seiner Abwesenheit mit allen Rechten und Pflichten vertreten. 

 



(5) Die Angehörigen der Altersabteilung, die hierfür die erforderlichen gesundheitli-

chen und fachlichen Anforderungen erfüllen, können vom Abteilungskommandan-

ten oder vom Feuerwehrkommandanten im Einvernehmen mit dem Leiter der Al-

tersabteilung zu Übungen und Einsätzen herangezogen werden. 

 

 

§ 7 

Jugendfeuerwehr 

 

(1) In die Jugendfeuerwehr können Personen bis zum vollendeten 17. Lebensjahr 

aufgenommen werden, wenn sie 

 

1. den gesundheitlichen Anforderungen des Feuerwehrdienstes gewachsen sind; 

2. geistig und charakterlich für den Feuerwehrdienst geeignet sind; 

3. sich zu einer längeren Dienstzeit bereit erklären; 

4. nicht infolge Richterspruchs nach § 45 des Strafgesetzbuchs (StGB) die Fähig-

keit zur Bekleidung öffentlicher Ämter verloren haben; 

5. keinen Maßregeln der Besserung und Sicherung nach § 7 des Jugendgerichts-

gesetzes (JGG) mit Ausnahme der Entziehung der Fahrerlaubnis unterworfen 

sind und 

6. nicht wegen Brandstiftung nach §§ 306 bis 306c StGB verurteilt wurden. 

 

Die Aufnahme muss mit schriftlicher Zustimmung der Erziehungsberechtigten be-

antragt werden. Über die Aufnahme und das dafür maßgebende Mindestalter ent-

scheidet der Feuerwehrausschuss. 

 

(2) Die Zugehörigkeit des Angehörigen der Jugendfeuerwehr zur Jugendfeuerwehr 

endet, wenn 

 

1. er in eine Einsatzabteilung der Feuerwehr aufgenommen wird; 

2. er aus der Jugendfeuerwehr austritt; 

3. die Erziehungsberechtigten ihre Zustimmung schriftlich zurücknehmen; 

4. er den gesundheitlichen Anforderungen nicht mehr gewachsen ist; 

5. er das 18. Lebensjahr vollendet oder 

6. der Feuerwehrausschuss den Dienst in der Jugendfeuerwehr aus wichtigem 

Grund beendet. § 4 Abs. 5 gilt entsprechend. 

 

(3) Der Leiter der Jugendabteilung (Jugendfeuerwehrwart) und sein Stellvertreter 

werden von den Angehörigen ihrer Abteilung auf die Dauer von fünf Jahren in ge-

heimer Wahl gewählt und nach Zustimmung des Feuerwehrausschusses zu der 

Wahl durch den Feuerwehrkommandanten bestellt. Sie haben ihr Amt nach Ablauf 

ihrer Amtszeit oder im Falle ihres vorzeitigen Ausscheidens bis zum Dienstantritt 

eines Nachfolgers weiterzuführen. Der Feuerwehrkommandant kann geeignet er-

scheinende Angehörige der Gemeindefeuerwehr mit der vorläufigen Leitung der 

Jugendfeuerwehr beauftragen. Der Jugendfeuerwehrwart muss einer Einsatzabtei-

lung der Gemeindefeuerwehr angehören und soll den Lehrgang Jugendfeuerwehr-

wart besucht haben. Der Jugendfeuerwehrwart und sein Stellvertreter können 

vom Gemeinderat nach Anhörung des Feuerwehrausschusses abberufen werden. 

 



(4) Der Jugendfeuerwehrwart ist für die ordnungsgemäße Erfüllung der Aufgaben 

seiner Abteilung verantwortlich; er unterstützt den Feuerwehrkommandanten. 

Er wird vom stellvertretenden Leiter der Jugendfeuerwehr unterstützt und von 

ihm in seiner Abwesenheit mit allen Rechten und Pflichten vertreten. 

 

(5) Für die Leiter der Jugendgruppen (Absatz 1) gilt Absatz 4 entsprechend. 

 

 

§ 8 

Ehrenmitglieder 

 

Der Gemeinderat kann auf Vorschlag des Feuerwehrausschusses 

 

a) Personen, die sich um das örtliche Feuerwehrwesen besondere Verdienste er-

worben oder zur Förderung des Brandschutzes wesentlich beigetragen haben, 

die Eigenschaft als Ehrenmitglied und 

b) bewährten Feuerwehr- und Abteilungskommandanten nach Beendigung ihrer 

aktiven Dienstzeit die Eigenschaft als Ehrenkommandant verleihen. 

 

 

§ 9 

Organe der Feuerwehr 

 

Organe der Feuerwehr sind 

 

a) Feuerwehrkommandant 

b) Leiter der Altersabteilung  

c) Leiter der Jugendfeuerwehr  

d) Feuerwehrausschuss  

e) Hauptversammlung. 

 

 

§ 10 

Feuerwehrkommandant und Stellvertreter 

 

(1) Der Leiter der Feuerwehr ist der Feuerwehrkommandant. 

 

(2) Der ehrenamtlich tätige Feuerwehrkommandant und sein Stellvertreter werden 

von den Angehörigen der Einsatzabteilungen der Gemeindefeuerwehr aus deren 

Mitte in geheimer Wahl gewählt. Die Amtszeit beträgt fünf Jahre. 

 

(3) Die Wahlen des ehrenamtlich tätigen Feuerwehrkommandanten und seines Stell-

vertreters werden in der Hauptversammlung durchgeführt. 

 

(4) Zum ehrenamtlich tätigen Feuerwehrkommandanten und seinem Stellvertreter 

kann nur gewählt werden, wer 

 

a) einer Einsatzabteilung der Gemeindefeuerwehr angehört; 

b) über die für dieses Amt erforderlichen Kenntnisse und Erfahrungen verfügt und 

c) die nach den Verwaltungsvorschriften des Innenministeriums erforderlichen 

persönlichen und fachlichen Voraussetzungen erfüllt. 

 

(5) Der ehrenamtlich tätige Feuerwehrkommandant und sein Stellvertreter werden 

nach der Wahl und nach Zustimmung durch den Gemeinderat vom Bürgermeister 

bestellt. 

 



(6) Der ehrenamtlich tätige Feuerwehrkommandant und sein Stellvertreter haben ihr 

Amt nach Ablauf ihrer Amtszeit oder im Falle ihres vorzeitigen Ausscheidens bis 

zum Dienstantritt eines Nachfolgers weiterzuführen. Kommt binnen drei Monaten 

nach Freiwerden der Stelle oder nach Versagung der Zustimmung keine Neuwahl 

zustande, bestellt der Bürgermeister den vom Gemeinderat gewählten Feuer-

wehrangehörigen zum Feuerwehrkommandanten oder seinem Stellvertreter (§ 8 

Abs. 2 Satz 3 FwG). Diese Bestellung endet mit der Bestellung eines Nachfolgers 

nach Absatz 5. 

 

(7) Gegen eine Wahl des ehrenamtlich tätigen Feuerwehrkommandanten, des Abtei-

lungskommandanten und ihrer Stellvertreter kann binnen einer Woche nach der 

Wahl von jedem Wahlberechtigten Einspruch bei der Gemeinde erhoben werden. 

Nach Ablauf der Einspruchsfrist können weitere Einspruchsgründe nicht mehr gel-

tend gemacht werden. Gegen die Entscheidung über den Einspruch können der 

Wahlberechtigte, der Einspruch erhoben hat, und der durch die Entscheidung be-

troffene Bewerber unmittelbar Anfechtungs- oder Verpflichtungsklage erheben. 

 

(8) Der Feuerwehrkommandant ist für die Leistungsfähigkeit der Feuerwehr ver-

antwortlich (§ 9 Abs. 1 Satz 1 FwG) und führt die ihm durch Gesetz und diese 

Satzung übertragenen Aufgaben durch. Er hat insbesondere 

 

1. eine Alarm- und Ausrückeordnung für die Aufgaben nach § 2 aufzustellen und 

fortzuschreiben und sie dem Bürgermeister mitzuteilen; 

2. auf die ordnungsgemäße feuerwehrtechnische Ausstattung hinzuwirken, 

3. für die Aus- und Fortbildung der Angehörigen der Gemeindefeuerwehr und 

4. für die Instandhaltung der Feuerwehrausrüstungen und -einrichtungen zu sor-

gen (§ 9 Abs. 1 Satz 2 FwG), 

5. die Zusammenarbeit der Einsatzabteilungen bei Übungen und Einsätzen zu re-

geln, 

6. die Tätigkeit der Abteilungskommandanten, der Leiter der Altersabteilung und 

der Jugendfeuerwehr sowie des Kassenverwalters und des Gerätewarts zu 

überwachen, 

7. dem Bürgermeister über Dienstbesprechungen zu berichten, 

8. Beanstandungen in der Löschwasserversorgung dem Bürgermeister mitzuteilen. 

 

Die Gemeinde hat ihn bei der Durchführung seiner Aufgaben angemessen zu unter-

stützen. 

 

(9) Der Feuerwehrkommandant hat den Bürgermeister und den Gemeinderat in 

allen feuerwehrtechnischen Angelegenheiten von sich aus zu beraten. Er soll zu 

den Beratungen der Gemeindeorgane über Angelegenheiten der Feuerwehr mit 

beratender Stimme zugezogen werden. 

 

(10) Der stellvertretende Feuerwehrkommandant hat den Feuerwehrkommandanten 

zu unterstützen und ihn in seiner Abwesenheit mit allen Rechten und Pflichten zu 

vertreten. 

 

(11) Der ehrenamtlich tätige Feuerwehrkommandant und sein Stellvertreter können 

vom Gemeinderat nach Anhörung des Feuerwehrausschusses abberufen werden 

(§ 8 Abs. 2 Satz 5 FwG). 

 

 



§ 11 

Unterführer 

 

(1) Die Unterführer (Zug- und Gruppenführer) dürfen nur bestellt werden, wenn sie 

 

1. einer Einsatzabteilung der Gemeindefeuerwehr angehören; 

 

2. über die für ihr Amt erforderlichen Kenntnisse und Erfahrungen verfügen und 

 

3. die nach den Verwaltungsvorschriften des Innenministeriums erforderlichen 

persönlichen und fachlichen Voraussetzungen erfüllen. 

 

(2) Die Unterführer werden vom Feuerwehrkommandanten auf Vorschlag des Feuer-

wehrausschusses auf die Dauer von fünf Jahren bestellt. Die Unterführer haben 

ihre Dienststellung nach Ablauf ihrer Amtszeit oder im Falle eines vorzeitigen Aus-

scheidens bis zur Bestellung des Nachfolgers wahrzunehmen. 

 

(3) Die Unterführer führen ihre Aufgaben nach den Weisungen der Vorgesetzten aus. 

 

 

§ 12 

Schriftführer, Kassenverwalter, Gerätewart 

 

(1) Der Schriftführer, und der Kassenverwalter werden vom Feuerwehrausschuss auf 

fünf Jahre gewählt. Die Gerätewarte werden vom Feuerwehrkommandanten nach 

Anhörung des Feuerwehrausschusses im Einvernehmen mit dem Bürgermeister 

eingesetzt und abberufen. Vor der Übertragung der Aufgaben eines Feuerwehrge-

rätewartes auf einen Gemeindebediensteten ist der Feuerwehrausschuss zu hören. 

 

(2)Der Schriftführer hat über die Sitzungen des Feuerwehrausschusses und über 

die Hauptversammlung jeweils eine Niederschrift zu fertigen und in der Regel 

die schriftlichen Arbeiten der Feuerwehr zu erledigen. 

 

(3) Der Kassenverwalter hat die Kameradschaftskasse (§ 16) zu verwalten und sämt-

liche Einnahmen und Ausgaben nach der Ordnung des Wirtschaftsplans zu verbu-

chen. Zahlungen darf er nur aufgrund von Belegen und schriftlichen Anweisungen 

des Feuerwehrkommandanten annehmen und leisten. Die Gegenstände des Son-

dervermögens sind ab einem Wert von 500 Euro in einem Bestandsverzeichnis 

nachzuweisen. 

 

(4) Der Gerätewart hat die Feuerwehreinrichtungen und die Ausrüstung zu verwah-

ren und zu pflegen. Mängel sind unverzüglich dem Feuerwehrkommandanten zu 

melden. 

 

(5) Für Schriftführer, Kassenverwalter und Gerätewart in den Einsatzabteilungen 

gelten die Absätze 1 bis 4 sinngemäß. 

 

 



§ 13 

Feuerwehrausschuss 

 

(1) Der Feuerwehrausschuss besteht aus dem Feuerwehrkommandanten als dem Vor-

sitzenden und aus 5 auf fünf Jahre in der jeweiligen Versammlung gewählten Mit-

gliedern der Einsatzabteilungen der Gemeindefeuerwehr. 

 

(2) Dem Feuerwehrausschuss gehören als stimmberechtigte Mitglieder außerdem an 

 

a) der Stellvertreter des Feuerwehrkommandanten 

b) der Leiter der Altersabteilung 

c) der Leiter der Jugendfeuerwehr 

 

Sofern der Schriftführer und der Kassenverwalter nicht nach Satz 1 in den Feu-

erwehrausschuss gewählt werden, gehören sie diesem ohne Stimmberechtigung 

an.  

 

(3) Der Vorsitzende beruft die Sitzungen des Feuerwehrausschusses ein. Er ist hierzu 

verpflichtet, wenn dies mindestens ein Drittel der Mitglieder verlangt. Die Einla-

dung mit der Tagesordnung soll den Mitgliedern spätestens drei Tage vor der Sit-

zung zugehen. Der Feuerwehrausschuss ist beschlussfähig, wenn mindestens die 

Hälfte der stimmberechtigten Mitglieder anwesend ist. 

 

(4) Der Bürgermeister ist von den Sitzungen des Feuerwehrausschusses durch Über-

senden einer Einladung mit Tagesordnung rechtzeitig zu benachrichtigen. Er kann 

an den Sitzungen jederzeit teilnehmen oder sich durch Beauftragte vertreten las-

sen. 

 

(5) Beschlüsse des Feuerwehrausschusses werden mit einfacher Stimmenmehrheit 

gefasst. Bei Stimmengleichheit ist der Antrag abgelehnt. 

 

(6) Die Sitzungen des Feuerwehrausschusses sind nicht öffentlich. Über jede Sitzung 

wird eine Niederschrift gefertigt; sie ist dem Bürgermeister sowie den Ausschuss-

mitgliedern zuzustellen. Die Niederschriften sind den Angehörigen der Einsatzab-

teilungen auf Verlangen zur Einsicht vorzulegen. 

 

(7) Der Feuerwehrkommandant kann zu den Sitzungen auch andere Angehörige 

der Gemeindefeuerwehr beratend zuziehen. 

 

 

§14 

Ausschuss der Jugendfeuerwehr 

 

(1) Die Zusammensetzung des Jugendausschusses wird durch die Jugendordnung ge-

regelt.  

 

(2) Die Jugendordnung wird von der Jugendleitung in Zusammenarbeit mit dem Kom-

mandanten erstellt und durch den Feuerwehrausschuss bestätigt. 

 

 



§15 

Hauptversammlung 

 

(1) Unter dem Vorsitz des Feuerwehrkommandanten findet jährlich mindestens eine  

ordentliche Hauptversammlung der Angehörigen der Gemeindefeuerwehr statt. Der 

Hauptversammlung sind alle wichtigen Angelegenheiten der Feuerwehr, soweit für 

deren Behandlung nicht andere Organe zuständig sind, zur Beratung und Be-

schlussfassung vorzulegen. 

 

(2) In der Hauptversammlung haben der Feuerwehrkommandant einen Bericht über 

das vergangene Jahr und der Kassenverwalter einen Bericht über den Rechnungs-

abschluss des Sondervermögens für die Kameradschaftspflege (§ 16) zu erstat-

ten. Die Hauptversammlung beschließt über den Rechnungsabschluss. 

 

(3) Die Hauptversammlung wird vom Feuerwehrkommandanten einberufen. Sie ist 

binnen eines Monats einzuberufen, wenn mindestens ein Drittel der Angehörigen 

der Einsatzabteilung der Gemeindefeuerwehr dies schriftlich unter Angaben von 

Gründen verlangt. Zeitpunkt und Tagesordnung der Hauptversammlung sind den 

Mitgliedern sowie dem Bürgermeister vierzehn Tage vor der Versammlung be-

kannt zu geben. 

 

(4) Die Hauptversammlung ist beschlussfähig, wenn mindestens die Hälfte der Ange-

hörigen der Einsatzabteilung der Gemeindefeuerwehr anwesend ist. Bei Be-

schlussunfähigkeit kann eine zweite Hauptversammlung einberufen werden, die 

ohne Rücksicht auf die Zahl der anwesenden Angehörigen der Einsatzabteilung 

der Gemeindefeuerwehr beschlussfähig ist. Beschlüsse der Hauptversammlung 

werden mit einfacher Stimmenmehrheit gefasst. Auf Antrag ist geheim abzustim-

men. 

 

(5) Über die Hauptversammlung wird eine Niederschrift gefertigt. Dem Bürgermeister 

ist die Niederschrift auf Verlangen vorzulegen. 

 

 

§ 16 

Wahlen 

 

(1) Die nach dem Feuerwehrgesetz und dieser Satzung durchzuführenden Wahlen 

werden vom Feuerwehrkommandanten geleitet. Steht er selbst zur Wahl, bestel-

len die Wahlberechtigten einen Wahlleiter. 

 

(2) Wahlen werden geheim mit Stimmzetteln durchgeführt. 

 

(3) Bei der Wahl des Feuerwehrkommandanten und seines Stellvertreters ist gewählt, 

wer mehr als die Hälfte der Stimmen der anwesenden Wahlberechtigten erhalten 

hat. Wird diese Stimmenzahl nicht erreicht, findet eine Stichwahl zwischen den 

beiden Bewerbern mit den meisten Stimmen statt, bei der die einfache Mehrheit 

entscheidet. Bei Stimmengleichheit entscheidet das Los. Steht nur ein Bewerber 

zur Wahl und erreicht dieser im ersten Wahlgang die erforderliche Mehrheit nicht, 

findet ein zweiter Wahlgang statt, in dem der Bewerber mehr als die Hälfte der 

Stimmen der anwesenden Wahlberechtigten erhalten muss. 

 



(4) Die Wahl der Mitglieder des Feuerwehrausschusses wird als Mehrheitswahl ohne 

das Recht der Stimmenhäufung durchgeführt. Jeder Wahlberechtigte hat so viele 

Stimmen, wie Ausschussmitglieder zu wählen sind. In den Feuerwehrausschuss 

sind diejenigen Angehörigen der Gemeindefeuerwehr gewählt, die die meisten 

Stimmen erhalten haben. Bei Stimmengleichheit entscheidet das Los. Die nicht 

gewählten Mitglieder sind in der Reihenfolge ihrer Stimmenzahlen Ersatzmitglie-

der. Scheidet ein gewähltes Ausschussmitglied aus, so rückt für den Rest der 

Amtszeit das Ersatzmitglied nach, das bei der Wahl die höchste Stimmenanzahl 

erzielt hat. 

 

(5) Die Niederschrift über die Wahl des Feuerwehrkommandanten und seines Stellver-

treters ist innerhalb einer Woche nach der Wahl dem Bürgermeister zur Vorlage 

an den Gemeinderat zu übergeben. Stimmt der Gemeinderat der Wahl nicht zu, 

findet innerhalb von drei Monaten eine Neuwahl statt. 

 

(6) Kommt binnen eines Monats die Wahl des Feuerwehrkommandanten oder seines 

Stellvertreters nicht zustande oder stimmt der Gemeinderat der Wahl nicht zu, so 

hat der Feuerwehrausschuss dem Bürgermeister ein Verzeichnis aller Angehörigen 

der Feuerwehr vorzulegen, die sich aufgrund ihrer Ausbildung und Bewährung im 

Feuerwehrdienst zur kommissarischen Bestellung (§ 8 Abs. 2 Satz 3 FwG) eignen. 

 

(7) Für die Wahlen in der Altersabteilung und der Jugendfeuerwehr gelten die Absät-

ze 2 bis 5 sinngemäß. 

 

 

§ 17  

Sondervermögen für die Kameradschaftspflege (Kameradschaftskasse) 

 

(1) Für die Feuerwehr wird ein Sondervermögen für die Kameradschaftspflege 

und die Durchführung von Veranstaltungen gebildet. 

 

(2) Das Sondervermögen besteht aus 

 

1. Zuwendungen der Gemeinde und Dritter, 

2. Erträgen aus Veranstaltungen, 

3. sonstigen Einnahmen, 

4. mit Mitteln des Sondervermögens erworbenen Gegenständen. 

 

(3) Der Feuerwehrausschuss stellt mit Zustimmung des Bürgermeisters einen Wirt-

schaftsplan auf, der alle im Haushaltsjahr zur Erfüllung der Aufgaben der Kame-

radschaftskasse voraussichtlich eingehenden Einnahmen und zu leistenden Aus-

gaben enthält. Ausgaben können für gegenseitig oder einseitig deckungsfähig er-

klärt werden. Über- und außerplanmäßige Ausgaben können zugelassen werden, 

wenn ihre Deckung gewährleistet ist. Außerplanmäßige Ausgaben bedürfen der 

Zustimmung des Bürgermeisters. Verpflichtungen zur Leistung von Ausgaben in 

künftigen Haushaltsjahren dürfen nur eingegangen werden, wenn der Wirt-

schaftsplan dazu ermächtigt. 

 

(4) Über die Verwendung der Mittel beschließt  der Feuerwehrausschuss. Der Feuer-

wehrausschuss kann den Feuerwehrkommandanten ermächtigen, über die Ver-

wendung der Mittel bis zu einer bestimmten Höhe oder für einen festgelegten 

Zweck zu entscheiden. Der Feuerwehrkommandant vertritt bei der Ausführung 

des Wirtschaftsplans den Bürgermeister. 

 

(5) Die für das Sondervermögen eingerichtete Sonderkasse (Kameradschaftskasse) 

ist jährlich mindestens einmal von zwei Rechnungsprüfern, die von der Hauptver-

sammlung auf fünf Jahre bestellt werden, zu prüfen. Der Rechnungsabschluss ist 

dem Bürgermeister vorzulegen. 



 

 

§ 17 

Inkrafttreten 

 

(1) Diese Satzung tritt am 01.01.2020 in Kraft. 

 

(2) Gleichzeitig tritt die Feuerwehrsatzung vom 14.11.1988 mit Änderungs-

beschlüssen vom 07.10.1991 und 02.07.2001 außer Kraft. 

 

 

 

 

Oberkochen, 03.12.2019 

 

gez. Traub  

(Bürgermeister) 
 

 

 

 



 

Stadt Oberkochen 

Ostalbkreis 

 

 

Satzung über die Entschädigung der ehrenamtlich tätigen Angehörigen 

der Freiwilligen Feuerwehr Oberkochen nach § 16 FwG 
 

(Feuerwehr-Entschädigungssatzung – FwES) 

 

 

Aufgrund von § 4 Gemeindeordnung für Baden-Württemberg (GemO) in der derzeit gülti-

gen Fassung in Verbindung mit § 16 des Feuerwehrgesetzes (FwG) in der derzeit gültigen 

Fassung hat der Gemeinderat der Stadt Oberkochen am 02.12.2019 folgende Satzung 

über die Entschädigung der ehrenamtlich tätigen Angehörigen der Gemeindefeuerwehr 

beschlossen: 

 

 

§ 1 

Entschädigung für Einsätze 

 

(1) Die ehrenamtlich tätigen Angehörigen der Gemeindefeuerwehr erhalten für Einsätze, 

mit Ausnahme der Einsätze nach § 1 Absatz 2, auf Antrag ihre Auslagen und ihren 

Verdienstausfall als Aufwandsentschädigung nach einem einheitlichen Durchschnitts-

satz ersetzt. Dieser beträgt für jede angefangene Stunde 15,00 Euro. Bei Vorliegen 

einer Freistellung nach § 15 Absatz 1 Satz 1 FwG kann der Angehörige der Gemeinde-

feuerwehr seine Ansprüche nach Satz 1 an seinen Arbeitgeber rechtsgeschäftlich ab-

treten. 

 

(2) Die ehrenamtlich tätigen Angehörigen der Gemeindefeuerwehr erhalten für die Durch-

führung der Brandsicherheitswache nach § 2 Absatz 2 Nummer 2 FwG auf Antrag ihre 

Auslagen und ihren Verdienstausfall als Aufwandsentschädigung nach einem einheitli-

chen Durchschnittssatz in Höhe von 15,00 Euro in der Zeit von 8.00 – 18.00 Uhr, in 

der Zeit von 18.00 – 8.00 Uhr in Höhe von 10,00 Euro für jede volle Stunde ersetzt. 

 

(3) Der Berechnung der Zeit ist die Dauer der tatsächlichen zeitlichen Inanspruchnahme 

(gerechnet ab dem Zeitpunkt der Alarmierung bis zur Wiederherstellung der Einsatz-

bereitschaft einschließlich angeordneter Ruhezeiten) zugrunde zu legen. Angefangene 

Stunden werden auf volle Stunden aufgerundet. Bei Einsätzen zwischen 23:00 und 

6:00 Uhr wird zusätzlich eine Ruhestunde vergütet. 

 

(4) Dauert ein Einsatz über vier Stunden, hat der Angehörige der Gemeindefeuerwehr 

Anspruch auf einen als Aufwandsentschädigung gewährten Erfrischungszuschuss 

(§ 16 Absatz 1 Satz 4 FwG) als Baraufwendung in Höhe von 10,00 Euro, soweit dieser 

nicht beim Einsatz in Naturalien gewährt wird. 

 

(5) Für Einsätze mit einer Dauer von mehr als zwei aufeinanderfolgenden Tagen werden 

der entstehende Verdienstausfall und die notwendigen Auslagen in tatsächlicher Höhe 

als Aufwandsentschädigung ersetzt (§ 16 Absatz 4 FwG). Bei Vorliegen einer Freistel-

lung nach § 15 Absatz 1 Satz 1 FwG kann der Angehörige der Gemeindefeuerwehr 

seinen Anspruch auf Verdienstausfall nach Satz 1 an seinen Arbeitgeber rechtsge-

schäftlich abtreten.  

 



§ 2 

Entschädigung für Aus- und Fortbildungsveranstaltungen 

 

(1) Für die Teilnahme an Aus- und Fortbildungsveranstaltungen mit einer Dauer von bis 

zu zwei aufeinanderfolgenden Tagen wird auf Antrag als Aufwandsentschädigung für 

Auslagen ein Durchschnittssatz von 15,-- Euro zwischen 8:00 - 18.00 Uhr und Zwi-

schen 18:00 - 8:00 Uhr 10 € abgerechnet. Fortbildungsveranstaltungen  an Samsta-

gen und Sonntagen werden mit 60 € pro Tag pauschal abgerechnet. 

 

(2) Der Berechnung der Zeit ist die Dauer der Aus- und Fortbildungsveranstaltung vom 

Unterrichtsbeginn bis -ende zugrunde zu legen. Angefangene Stunden werden auf 

volle Stunden aufgerundet. 

 

(3) Bei Aus- und Fortbildungsveranstaltungen außerhalb des Stadtgebietes erhalten die 

ehrenamtlich tätigen Angehörigen der Freiwilligen Feuerwehr neben der Entschädi-

gung nach Absatz 1 eine Erstattung der Fahrkosten der zweiten Klasse oder eine 

Wegstrecken- und Mitnahmeentschädigung in entsprechender Anwendung des Lan-

desreisekostengesetzes in seiner jeweiligen Fassung, sofern nicht von Dritten eine 

Erstattung erfolgt. 

 

(4) Für Aus- und Fortbildungslehrgänge mit einer Dauer von mehr als zwei aufeinander-

folgenden Tagen werden der entstehende Verdienstausfall und die notwendigen Aus-

lagen in tatsächlicher Höhe ersetzt (§ 16 Absatz 4 FwG). Bei Vorliegen einer Freistel-

lung nach § 15 Absatz 1 Satz 1 FwG kann der Angehörige der Gemeindefeuerwehr 

seinen Anspruch auf Verdienstausfall nach Satz 1 an seinen Arbeitgeber rechtsge-

schäftlich abtreten. Wenn der Verdienstausfall nicht nachweisbar ist, wird pro Tag ein 

Betrag von 120,00 Euro gewährt. 

 

(5) Für die Teilnahme an folgenden Aus- und Fortbildungslehrgängen auf Landkreisebene 

werden auf Antrag nach abgeschlossenem Lehrgang für Auslagen pauschal gewährt: 

 

Grundausbildung/Truppmann  250 Euro 

Atemschutzgeräteträger  100 Euro 

Sprechfunker     80 Euro 

Truppführer    150 Euro 

Maschinist    150 Euro 

Jugendgruppenleiter  200 Euro 

 

 

§ 3 

Zusätzliche Entschädigung 

 

(1) Die nachfolgend genannten ehrenamtlich in der Aus- und Fortbildung tätigen An-

gehörigen der Gemeindefeuerwehr, die durch diese Tätigkeit über das übliche Maß 

hinaus Feuerwehrdienst leisten, erhalten eine zusätzliche Entschädigung im Sinne 

des § 16 Absatz 2 FwG als Aufwandsentschädigung für Übungsleiter: 

 

Kommandant   1000 Euro/Jahr 

Stv. Kommandant      500 Euro/Jahr 

Jugendleiter        500 Euro/Jahr 

Stellv. Jugendleiter       250 Euro/Jahr 

Gerätewart      250 Euro/Jahr 

Atemschutzgerätewart    150 Euro/Jahr 

Funkgerätewart     150 Euro/Jahr 

 



(2) Die nachfolgend genannten ehrenamtlich tätigen Angehörigen der Gemeindefeuer-

wehr, die durch andere Tätigkeiten als in der Aus- und Fortbildung über das übliche 

Maß hinaus Feuerwehrdienst leisten, erhalten neben der Entschädigung nach Absatz 

1 eine zusätzliche Entschädigung im Sinne des § 16 Absatz 2 FwG als Aufwandsent-

schädigung: 

 

Kommandant   1000 Euro/Jahr 

Stv. Kommandant     500 Euro/Jahr 

Jugendleiter      150 Euro/Jahr 

Stellv. Jugendleiter     100 Euro/Jahr 

Gerätewart      750 Euro/Jahr 

Stellv. Gerätewart     600 Euro/Jahr 

Atemschutzgerätewart    300 Euro/Jahr 

Stellv. Atemschutzgerätewart   250 Euro/Jahr 

Funkgerätewart     200 Euro/Jahr 

Stellv. Funkgerätewart    150 Euro/Jahr 

Kassierer       750 Euro/Jahr 

Schriftführer      200 Euro/Jahr 

Administrator EDV/Homepage   150 Euro/Jahr 

Kleiderwart      250 Euro/Jahr 

 

Übungsentschädigung        5 Euro/Mann und Übung 

 
(3) Bei längerfristiger Abwesenheit eines Funktionsträgers steht der Anspruch auf die 

Aufwandsentschädigung demjenigen Feuerwehrmitglied zu, das die Funktion nach 

den Absätzen 1 und 2 tatsächlich ausübt. 

 

 

§ 4 

Antrag 

 

(1) Als Anträge im Sinne des § 1 Absatz 1 Satz 2 gelten die durch den jeweiligen Ange-

hörigen der Gemeindefeuerwehr eingereichten und unterzeichneten Nachweise über 

die Teilnahme an Einsätzen, Lehrgängen, Sitzungen und dergleichen. 

 

(2) Den Anträgen im Sinne der § 1 Absatz 5 Satz 2, § 2 Absatz 4 Satz 2 sind Nachweise 

beizufügen, die den Verdienstausfall und die Auslagen dem Grunde und der Höhe 

nach belegen.  

 

 



§ 5 

Freiwilligkeitsleistungen 

 

(1) Die Gemeinde hat die Möglichkeit, den ehrenamtlich tätigen Angehörigen der Ge-

meindefeuerwehr finanzielle Unterstützung, insbesondere zur Erholung, Aufrechter-

haltung und Wiederherstellung ihrer persönlichen Leistungsfähigkeit zu gewähren 

(vgl. § 16 Absatz 7 FwG). 

(2) Für die Kameradschaftskasse gewährt die Gemeinde einen pauschalen Zuschuss von 

jährlich 1500 Euro.  

(3) Für den Erwerb der Fahrerlaubnis Klassen C/CE wird auf Antrag ein Zuschuss in Höhe 

von 100%, maximal 5000 Euro, gewährt.  

Der Zuschuss wird nur gewährt, wenn der Feuerwehrangehörige sich für weitere 10 

Jahre nach Erwerb der Fahrerlaubnis zum Dienst bei der Freiw. Feuerwehr Oberko-

chen verpflichtet. Sofern der Feuerwehrangehörige vor Ablauf dieses Zeitraums die 

Freiwillige Feuerwehr Oberkochen verlässt bzw. durch Beschluss des Feuerwehraus-

schusses und Verfügung des Bürgermeisters aus der Freiwilligen Feuerwehr Oberko-

chen entlassen wird, hat der Feuerwehrangehörige die erhaltene Zuwendung anteilig 

zurückzuzahlen.  

 

 

§ 6 

Inkrafttreten 

 
 

(1) Diese Satzung tritt am 01.01.2020 in Kraft. 

 

(2) Gleichzeitig tritt die Satzung über die Entschädigung der ehrenamtlich tätigen Ange-

hörigen der Freiwilligen Feuerwehr Oberkochen vom 02. Juli 2001 außer Kraft. 

 
 

 

Oberkochen, 03.12.2019 

 

gez. Traub  

(Bürgermeister) 
 

 



 

Stadt Oberkochen 

Ostalbkreis 

 

 

Satzung zur Regelung des Kostenersatzes für Leistungen  

der Freiwilligen Feuerwehr Oberkochen 

 

Aufgrund von § 4 Gemeindeordnung für Baden-Württemberg (GemO) in der derzeit gülti-

gen Fassung in Verbindung mit § 6 Abs. 1 Satz 3 und Abs. 3, § 7 Abs.1 Satz 1, § 8 Abs. 2 

Satz 2 HS. 2, § 10 Abs. 2 Satz 1 und Abs. 3 Satz 1, § 18 Abs. 1 Satz 1 und Abs. 4 des 

Feuerwehrgesetzes (FWG) in der derzeit gültigen Fassung hat der Gemeinderat der Stadt 

Oberkochen am 02.12.2019 die Satzung über den Kostenersatz für die Leistungen der 

Freiwilligen Feuerwehr (Feuerwehr-Kostenersatz-Satzung – FwKS) beschlossen: 

 

Vorbemerkung: 

Die in dieser Satzung verwendeten Funktionsbezeichnungen in der männlichen Form gel-

ten auch für Frauen. 

 

 

§ 1 

Geltungsbereich 

 

(1) Diese Satzung regelt die Kostenersatzpflicht für die Leistungen der Freiwilligen Feu-

erwehr Oberkochen (im Folgenden „Feuerwehr“ genannt). 

 

(2) Ersatzansprüche nach anderen Vorschriften bleiben unberührt. 

 

 

§ 2 

Aufgaben der Feuerwehr 

 

(1) Die Feuerwehr hat 

 

a) bei Schadenfeuer (Bränden) und öffentlichen Notständen Hilfe zu leisten und den 

Einzelnen und das Gemeinwesen vor hierbei drohenden Gefahren zu schützen und 

 

b) zur Rettung von Menschen und Tieren aus lebensbedrohlichen Lagen technische 

Hilfe zu leisten. 

 

Ein öffentlicher Notstand ist ein durch ein Naturereignis, einen Unglücksfall oder derglei-

chen verursachtes Ereignis, das zu einer gegenwärtigen oder unmittelbar bevorstehenden 

Gefahr für das Leben und die Gesundheit von Menschen und Tieren oder für andere we-

sentliche Rechtsgüter führt, von dem die Allgemeinheit, also eine unbestimmte und nicht 

bestimmbare Anzahl von Personen, unmittelbar betroffen ist und bei dem der Eintritt der 

Gefahr oder des Schadens nur durch außergewöhnliche Sofortmaßnahmen beseitigt oder 

verhindert werden kann. 

 

(2) Die Feuerwehr kann ferner durch die Gemeinde beauftragt werden 

 

1. mit der Abwehr von Gefahren bei anderen Notlagen für Menschen, Tiere und 

Schiffe und 

2. mit Maßnahmen der Brandverhütung, insbesondere der Brandschutzaufklärung 

und -erziehung sowie der Brandsicherheitswache. 

 

 



§ 3 

Kostenersatzpflicht 

 

(1) Einsätze der Feuerwehr nach § 2 Absatz 1 sind unentgeltlich, soweit nicht in Satz 2 

etwas anderes bestimmt ist.  Kostenersatz wird verlangt 

 

1. vom Verursacher, wenn er die Gefahr oder den Schaden vorsätzlich oder grob 

fahrlässig herbeigeführt hat; 

2. vom Fahrzeughalter, wenn der Einsatz durch den Betrieb von Kraftfahrzeugen, 

Anhängefahrzeugen, Schienen-, Luft- oder Wasserkraftfahrzeugen verursacht 

wurde; 

3. vom Betriebsinhaber für Kosten der Sonderlösch- und -einsatzmittel, die bei ei-

nem Brand in einem Gewerbe- oder Industriebetrieb anfallen; 

4. vom Betreiber, wenn die Gefahr oder der Schaden beim Umgang mit Gefahrstof-

fen oder wassergefährdenden Stoffen für gewerbliche oder militärische Zwecke 

entstand; 

5. von der Person, die ohne Vorliegen eines Schadensereignisses die Feuerwehr vor-

sätzlich oder infolge grob fahrlässiger Unkenntnis der Tatsachen alarmiert hat; 

6. vom Betreiber, wenn der Einsatz durch einen Alarm einer Brandmeldeanlage oder 

einer anderen technischen Anlage zur Erkennung von Bränden oder zur Warnung 

bei Bränden mit automatischer Übertragung des Alarms an eine ständig besetzte 

Stelle ausgelöst wurde, ohne dass ein Schadenfeuer vorlag; 

7. vom Fahrzeughalter, wenn der Einsatz durch einen Notruf ausgelöst wurde, der 

über ein in einem Kraftfahrzeug installiertes System zum Absetzen eines automa-

tischen Notrufs oder zur automatischen Übertragung einer Notfallmeldung an eine 

ständig besetzte Stelle eingegangen ist, ohne dass ein Schadensereignis im Sinne 

von § 2 Absatz 1 FwG vorlag. 

 

In den Fällen der Nummern 1 und 5 gelten § 6 Absätze 2 und 3 des Polizeigesetzes des 

Landes Baden-Württemberg (PolG) entsprechend. 

 

(2) Für Einsätze nach § 2 Absatz 2 wird Kostenersatz verlangt. Kostenersatzpflichtig ist 

 

1. derjenige, dessen Verhalten die Leistung erforderlich gemacht hat; § 6 Absätze 2 

und 3 des PolG gelten entsprechend; 

2. der Eigentümer der Sache, deren Zustand die Leistung erforderlich gemacht hat, 

oder derjenige, der die tatsächliche Gewalt über eine solche Sache ausübt; 

3. derjenige, in dessen Interesse die Leistung erbracht wurde; 

4. abweichend von den Nummern 1 bis 3 der Fahrzeughalter, wenn der Einsatz durch 

den Betrieb vom Kraftfahrzeugen, Anhängefahrzeugen, Schienen-, Luft- oder 

Wasserkraftfahrzeugen verursacht wurde. 

 

(3) Ersatz der Kosten soll nicht verlangt werden, soweit dies eine unbillige Härte wäre 

oder im öffentlichen Interesse liegt. 

 

 

§ 4 

Überlandhilfe 

 

Bei Überlandhilfe im Sinne von § 26 FwG gilt der Öffentlich-rechtliche Vertrag zur Rege-

lung des Kostenersatzes der Überlandhilfe und Nachbarschaftshilfe innerhalb des Land-

kreises Ostalbkreis in seiner zum Einsatzzeitpunkt gültigen Fassung. 

 



 

§ 5 

Höhe des Kostenersatzes 

 

(1) Der Kostenersatz wird in Stundensätzen für Einsatzkräfte und Feuerwehrfahrzeuge 

nach Maßgabe des § 34 Absätze 4 bis 8 FwG erhoben. Die Höhe der Kostenersätze 

ergibt sich aus dem in der Anlage zu dieser Satzung beigefügten Verzeichnis. 

 

(2) Für die Erhebung der Kosten für Einsatzkräfte werden Durchschnittssätze festgelegt. 

 

(3) Für die normierten und mit diesen vergleichbaren Feuerwehrfahrzeugen gelten ge-

mäß § 34 Absatz 8 FwG die pauschalen Stundensätze der Verordnung des Innenmi-

nisteriums Baden-Württemberg über den Kostenersatz für Einsätze der Feuerwehr 

(VOKeFw) in der jeweils geltenden Fassung. Für die übrigen Fahrzeuge ergeben sich 

die Kostenersätze aus dem in der Anlage zu dieser Satzung beigefügten Verzeichnis. 

 

(4) Die Einsatzdauer beginnt 

 

1. bei den Kosten für Einsatzkräfte mit der Alarmierung (Beginn des Einsatzes) und 

endet nach Wiederherstellung der Einsatzbereitschaft einschließlich der notwendi-

gen Aufräumungs- und Reinigungszeiten. 

2. bei Fahrzeugen mit der Abfahrt aus dem Feuerwehrgerätehaus und endet nach 

der Wiederherstellung der Einsatzbereitschaft einschließlich Reinigungs-, Prü-

fungs-, Reparatur- und sonstiger Zeiten, die sich daraus ergeben, dass Feuer-

wehrfahrzeuge wieder einsatzfähig gemacht werden.  

 

(5) Die Stundensätze werden halbstundenweise abgerechnet. Angefangene Stunden 

werden bis zu 30 Minuten auf halbe Stunden, darüber hinaus auf volle Stunden auf-

gerundet. 

 

(6) Daneben kann Ersatz verlangt werden für 

 

1. von der Gemeinde für den Einsatz von Hilfe leistenden Gemeinde- und Werkfeu-

erwehren oder anderen Hilfe leistenden Einrichtungen und Organisationen erstat-

tete Kosten; 
 

2. die Kosten der Sonderlösch- und Einsatzmittel nach § 3 Absatz 1 Satz 2 Nr.3; 
 

3. sonstige durch den Einsatz verursachte notwendige Kosten und Auslagen. Hierzu 

gehören insbesondere die durch die Hilfeleistung herangezogener und nicht durch 

Nr. 1 erfasster Dritter, die Verwendung besonderer Lösch- und Einsatzmittel und 

die Reparatur oder den Ersatz besonderer Ausrüstungen entstandenen Kosten und 

Auslagen.  

 

 

§ 6 

Entstehen, Festsetzung und Fälligkeit der Kostenschuld 

 

(1) Die Verpflichtung zum Kostenersatz entsteht mit Beendigung der Inanspruchnahme 

der Feuerwehr. 

 

(2) Der Kostenersatz wird durch Verwaltungsakt festgesetzt. 

 

(3) Der Kostenersatz wird zu dem im Kostenbescheid genannten Zeitpunkt fällig. 

 

 



§ 7 

Inkrafttreten 

 

(1) Diese Satzung tritt am 01.01.2020 in Kraft. 
 

(2) Gleichzeitig tritt die Satzung über den Kostenersatz für Leistungen der Freiwilligen 

Feuerwehr Oberkochen vom 03. April 1995 mit Änderungsbeschluss vom 02. Juli 

2001 außer Kraft. 
 

 

Oberkochen, 03.12.2019 

 

gez. Traub  

(Bürgermeister) 

 



Anlage zu § 5 Absatz 1 der 

Satzung zur Regelung des Kostenersatzes für Leistungen  

der Freiwilligen Feuerwehr Oberkochen 

 

 

Kostenersatzverzeichnis 

 

Für die Leistungen der Freiwilligen Feuerwehr Oberkochen werden folgende Kosten be-

rechnet: 

 

1. Personalkosten 

 

a) Feuerwehrangehörige (pro Person, je Stunde)   22,00 Euro 

b) Brandsicherheitswache (pro Person, je Stunde)   18,00 Euro 

 

2. Fahrzeuge 

 

a) genormte Fahrzeuge 

Für die genormten Fahrzeuge gelten die Pauschalsätze der Verordnung des Innenministe-

riums über den Kostenersatz für Einsätze der Feuerwehr (VOKeFw) vom 18.03.2016 

(GBl. S. 253). 

 
1. Einsatzleitwagen ELW 1         34 Euro 

2. Einsatzleitwagen ELW 2       162 Euro 

3. Einsatzleitwagen ELW 2 in Form eines Abrollbehälters  121 Euro 

4. Mannschaftstransportwagen bis 3,5 to zulässiger Gesamtmasse   20 Euro 

5. Kommandowagen          16 Euro 

6. Tragkraftspritzenfahrzeug TSF        43 Euro 

7. Tragkraftspritzenfahrzeug TSF-W       63 Euro 

8. Mittleres Löschfahrzeug MLF        83 Euro 

9. Löschgruppenfahrzeug LF 10      120 Euro 

10. Hilfeleistungs-Löschgruppenfahrzeug HLF 10    135 Euro 

11. Löschgruppenfahrzeug LF 20      170 Euro 

12. Hilfeleistungs-Löschgruppenfahrzeug HLF 20    184 Euro 

13. Löschgruppenfahrzeug LF 20 KatS     133 Euro 

14. Tanklöschfahrzeug TLF 2000        95 Euro 

15. Tanklöschfahrzeug TLF 3000      120 Euro 

16. Tanklöschfahrzeug TLF 4000      154 Euro 

17. Vorausrüst- oder Vorausgerätewagen VRW/VGW     51 Euro 

18. Rüstwagen RW        187 Euro 

19. Gerätewagen Gefahrgut GW-G      146 Euro 

20. Drehleiter DLAK 18/12       223 Euro 

21. Drehleiter DLAK 23/12       264 Euro 



22. Gerätewagen Transport GW-T 

 a) bis 3,5 to zulässiger Gesamtmasse      20 Euro 

 b) mit einer zulässigen Gesamtmasse von über 3,5 bis 9 to   25 Euro 

 c) mit mehr als 9 to zulässiger Gesamtmasse     54 Euro 

23. Gerätewagen Logistik GW-L1        25 Euro 

24. Gerätewagen Logistik GW-L2        54 Euro 

25. Wechselladerfahrzeug WLF        70 Euro 

 

Die oben genannten Sätze gelten auch für Feuerwehrfahrzeuge, die mit den dort Ge-

nannten in ihrem taktischen Einsatzwert, ihrer zulässigen Gesamtmasse und ihrer techni-

schen Beladung vergleichbar sind. 

 

b) nicht genormte Fahrzeuge 

Alle anderen Fahrzeuge sind nach § 34 Absatz 7 FwG zu kalkulieren.  

 

3. Sonstiges  

Verbrauchsmaterialien und sonstige benötigte Materialien werden zusätzlich zu den ent-

standenen Kostenersätzen gemäß § 34 Absatz 4 Satz 3 FwG festgesetzt. Hierbei werden 

die tatsächlichen Kosten angesetzt. Es wird auf § 5 Absatz 6 der Satzung verwiesen.  

 
 

 


